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Art 9 RheinGG: Wat soll dä Käu?



Warum machte man eigentlich

das WEG? – Folie I

Superficies solo cedit
(„Das Bauwerk geht mit dem Boden“)

= Ablehnung des sog. partikularrechtlichen 

„Stockwerkseigentums“/“Gelaßeigentums“,

das es z.T. sogar mit „Herbergsrecht“, 

also räumlichem Übergriff ins Nachbarhaus gab, 

Gebäude/Gebäudeteile sind damit nicht sonderrechtsfähig (§§ 93 ff. BGB) 



Frage: Wo ist das schöne Türmchen hin? 

Antwort: Wir haben im Jahre 1944/45 etwas 

„umdekoriert“ mit tatkräftiger Unterstützung der 

allierten Luftstreitkräfte 



Historische Auslegung



Warum machte man eigentlich

das WEG? – Folie II
 Kernproblem des Stockwerkseigentums war die räumliche Aufteilung, mit anderen Worten darf dem 

Eigentümer des Obergeschosses nicht allein das Dach und dem Eigentümer des Erdgeschosses nicht 
die Grundmauer gehören – also bedarf es einer Rechtsgemeinschaft am gemeinschaftlichen Eigentum 
(Gebäude(Grundstück), denn sonst greifen die oben aufgezeigten Bedenken stets durch. 

 Gesamthandsgemeinschaft (z.B. Erbengemeinschaft) mit Berechtigung an Gegenstand „zur 
gesamten Hand“, so dass vom sonstigen Vermögen der Berechtigten getrenntes „Sondervermögen“ 
besteht; wobei ein Verfügungsrecht über Anteil (den es eigentlich so gar nicht gibt) im Gesetz nicht 
einheitlich geregelt ist. Über Einzel-Gegenstand selbst kann im Zweifel nicht verfügt werden, nur über 
„Anteil“, daher keine Verkehrsfähigkeit im Grundbuch, daher: ungeeignet (P: Beleihung für Erwerb!)

 Warum nicht „normale“ Bruchteilsgemeinschaft am Grundeigentum und damit wegen §§ 93, 94 
BGB auch dem Gebäude (§§ 741 ff., 1008 ff. BGB)??
 Bruchteilseigentum ist Alleineigentum gleichartig; Einzelverfügung über (ideellen) Anteil an 

Grundstück möglich (§ 747 BGB), sofern Anteil damit als solches belastbar ist 
(Hypothek/Grundschuld geht, somit: finanzierungsgeeignet)

 Gebrauchsregelungen zur „Aufteilung“ möglich (§§ 743 ff. BGB) und im Grundbuch eintragbar (§
1010 BGB), aber als nur dingliche Belastung des Anteils immer potentiell „untergangsgefährdet“ 
in Zwangsversteigerung etc. (§§ 52 Abs. 1, 45 Abs. 1 ZVG)

 Zudem: §§ 749, 751 BGB: Freie Aufhebbarkeit der Gemeinschaft (Teilungsversteigerung nach 
§§ 180 ff. ZVG) kann nicht ausgeschlossen werden jedenfalls bei „wichtigem Grund“ und wegen §
751 S. 2 BGB – auch bei Eintragung nach § 1010 BGB (hM) – nicht gegenüber 
Pfändungsgläubiger und Insolvenzgläubiger (§ 84 Abs. 2 InsO), die also dann auch 
Teilungsversteigerung betreiben können – Eingriff in Gemeinschaft droht also bei Pleite eines 
Mitglieds, keine „Vollstreckungsfestigkeit“



Warum machte man eigentlich

das WEG? – Folie II

 Kernproblem des Stockwerkseigentums war die räumliche Aufteilung, mit anderen Worten 
darf dem Eigentümer des Obergeschosses nicht allein das Dach und dem Eigentümer des 
Erdgeschosses nicht auch die Grundmauer gehören – also bedarf es einer Rechtsgemeinschaft 
am gemeinschaftlichen Eigentum, denn sonst greifen die oben aufgezeigten Bedenken durch

 Gesamthandsgemeinschaft mit Berechtigung an Gegenstand „zur gesamten Hand“, so 
dass vom sonstigen Vermögen der Berechtigten getrenntes „Sondervermögen“ besteht; 
wobei ein Verfügungsrecht über Anteil (den es eigentlich so gar nicht gibt) im Gesetz nicht 
einheitlich geregelt ist. Über Gegenstand selbst kann im Zweifel nicht verfügt werden, 
daher keine Verkehrsfähigkeit im Grundbuch, daher: ungeeignet (P: Beleihung für Erwerb!)

 Warum nicht eine Bruchteilsgemeinschaft am Grundeigentum und damit wegen §§ 93, 
94 BGB auch dem Gebäude (§§ 741 ff., 1008 ff. BGB)??
 Bruchteilseigentum ist Alleineigentum gleichartig; Einzelverfügung über (ideellen) 

Anteil an Grundstück möglich (§ 747 BGB), sofern Anteil belastbar ist 
(Hypothek/Grundschuld geht aber, somit finanzierungsgeeignet)

 Gebrauchsregelungen möglich (§§ 743 ff. BGB) und im Grundbuch eintragbar (§ 1010 
BGB), aber als nur dingliche Belastung immer potentiell „untergangsgefährdet“ in 
Zwangsversteigerung etc. (§§ 52 Abs. 1, 45 Abs. 1 ZVG)

 Zudem: §§ 749, 751 BGB: Aufhebung der Gemeinschaft (Teilungsversteigerung) 
kann nicht ausgeschlossen werden bei „wichtigem Grund“ und wegen § 751 S. 2 BGB 
–auch bei Eintragung nach § 1010 BGB (hM) – nicht gegenüber Pfändungsgläubiger 
und Insolvenzgläubiger (§ 84 Abs. 2 InsO), die also dann auch Teilungsversteigerung 
betreiben können – Eingriff in Gemeinschaft droht also bei Pleite eines Mitglieds!



Der Sinn des Lebens ist das Sterben?



§ 11 Abs. 3 WEG und die Liquidation einer WEG?

(vgl. auch § 179 BauGB)



WEG-Reform 2007

• Nur punktuelles „Rumdoktern“ u.a. wegen BGH-Rspr. zur 
Beschlusskompetenz (einige weitere gesetzliche 
Beschlusskompetenzen eingeführt)

• § 22 WEG (weiter) verkompliziert, auch wenn man 
„Versteinerung“ der WEGs entgegenwirken wollte 

• Überführung in ZPO-Verfahren mit halbgarer 
Beschlussmängelklage

• Anerkennung der (Teil-)Rechtsfähigkeit der WEG durch 
BGH erst im Gesetzgebungsverfahren „reingefrickelt“

• Verzicht auf „großen Wurf“ beim (gar elektronischen) 
Grundbuch, (peinlicher) Verzicht auf Eintragungen (etwa 
von Beschlüssen aufgrund Öffnungsklauseln) aus 
Fiskalinteressen und wegen Rechtspflegerknappheit

• „Schnapsidee“ der Beschlusssammlung (keine 
Publizität, Beschlüsse ab 2007)

• usw.



 Diskussionsentwurf: Gesetz zur Förderung von Barrierefreiheit und Elektromobilität im Miet-
und Wohnungseigentumsrecht

 Diskussionsentwurf des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz für ein Gesetz für
zukunftsfähiges Wohnen im Wohneigentum

 Download bei
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Reform_Wohnungseigentu
msgesetz_WEG.html

Heute: Zwei Diskussionsentwürfe



Der eine Strang: „Elektrogebrösel“



Unbelehrbar? (vgl. auch BT-Drs.

18/10256 und BR-Drs. 730/17)



Deswegen jetzt: DiskE des BMJV



Dazu nur colorandi causa…



und…

Camille Jenatzy, belgischer Automobilrennfahrer 

und Konstrukteur von Elektroautos, fuhr am 

29.04.1899 (!) als erster Mensch mit einem 

Landfahrzeug über 100 km/h – dem Elektroauto 

„La Jamais Contente“!



Der andere Strang:

 Initiative des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz,
Diskussionsentwurf auch mit dem Ziel der Sammlung
weiterer Probleme

 Justizministerinnen und Justizminister haben sich auf
Frühjahrskonferenz am 6./7. Juni 2018 dafür
ausgesprochen, das WEG zu reformieren, um
Wohnungseigentum wieder „attraktiver“ zu machen und
insbesondere der altersbedingten Veränderung der
Gesellschaft, der gleichberechtigten Teilhabe von
Menschen mit Behinderung, dem Einbruchschutz, der
energetischen Sanierung und der Förderung der
Elektromobilität Rechnung zu tragen.

 länderoffene Arbeitsgruppe gegründet unter Vorsitz des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
(BMJV) und der Bayern – tagt seit November 2018



• Diskussionsentwurf : „Gesetz für 
zukunftsfähiges Wohnen im 
Wohneigentum“.

• Ansprechpartnerin: Frau Dr. Herresthal, 
München

Was liegt insoweit vor?



• In § 10 WEG wird ein Absatz 9 angefügt:

• „Die Absätze 1 bis 8 sowie die §§ 11, 13 bis 29 und die Vorschriften des 
III. Teils finden im Falle der Teilung nach § 8 auch auf die Erwerber von 
Wohnungseigentum Anwendung, die Wohnungseigentum unmittelbar 
vom aufteilenden Eigentümer erwerben, sobald sie mit diesem einen 
auf die Übereignung von Wohnungseigentum gerichteten 
Erwerbsvertrag geschlossen haben, ihr daraus folgender 
Übereignungsanspruch durch eine Auflassungsvormerkung gesichert ist 
und sie den Besitz am Sondereigentum des Vertragsobjektes durch 
Übergabe erlangt haben (werdende Wohnungseigentümer).

• Zum Erwerb des Besitzes genügt die Abnahme des Sondereigentums 
des Vertragsobjektes. Der aufteilende Eigentümer hat den 
Besitzübergang dem Verwalter unverzüglich unter Angabe einer 
ladungsfähigen Anschrift des werdenden Wohnungseigentümers 
anzuzeigen.

• Fehlt ein Verwalter, so besteht die Anzeigepflicht gegenüber den 
anderen werdenden Wohnungseigentümern.“

Geplante Änderungen (Auszug)



• § 16 Abs. 4 WEG werden die Sätze angefügt:

• „Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 können die 
Wohnungseigentümer die Kostenverteilung für 
Maßnahmen im Sinne des § 22 Absatz 3 - neu - durch 
Beschluss mit Stimmenmehrheit abweichend von Absatz 
2 regeln. 

• Ein Beschluss über die Kostenverteilung nach diesem 
Absatz kann sich auch auf die durch die bauliche 
Maßnahme bedingten Kosten der zukünftigen 
Instandhaltung und Instandsetzung erstrecken.“

• Das meint die „Folgekosten“ (heute streitig); weitere 
Regelungen dort geplant

Geplante Änderungen (Auszug) 



• § 22 WEG wird wie folgt geändert:

• a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: …

• Maßnahmen im Sinne des Satzes 1, die die 
Eigenart der Wohnanlage ändern oder die einen 
Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig 
beeinträchtigen, können durch die Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer nur beschlossen und 
durchgeführt werden, wenn jeder 
Wohnungseigentümer, dessen Rechte durch die 
Maßnahme über das in § 14 Nr. 1 bestimmte Maß 
hinaus beeinträchtigt werden, zustimmt. 

Geplante Änderungen (Auszug)



• Maßnahmen im Sinne des Satzes 1, ……..

• d) die für eine behindertengerechte Nutzung des 
Sonder- oder Gemeinschaftseigentums erforderlich 
sind, können durch die Gemeinschaft mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln aller stimmberechtigten 
Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2, 
deren Rechte durch die Maßnahme über das in §
14 Nr. 1 bestimmte Maß hinaus beeinträchtigt 
werden, und mehr als der Hälfte aller 
Miteigentumsanteile beschlossen und durchgeführt 
werden.

Geplante Änderungen (Auszug)



• Nach § 22 Abs. 2 WEG wird folgender Absatz 3 eingefügt:
• „(3) Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 1, die für eine 

behindertengerechte Nutzung des Sonder- oder Gemein-
schaftseigentums oder den Zugang hierzu erforderlich sind 
oder die für die Errichtung oder Nutzung einer 
Lademöglichkeit für elektrisch betriebene Fahrzeuge im Sinne 
des § 2 Nr. 1 des Elektromobilitätsgesetzes erforderlich sind, 
können abweichend von Absatz 1 mit Stimmenmehrheit
beschlossen werden, wenn die Maßnahmen keinen 
Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig 
beeinträchtigen. 

• Die Befugnis im Sinne des Satzes 1 kann durch Vereinbarung 
der Wohnungseigentümer nicht eingeschränkt oder 
ausgeschlossen werden.“

• Das überschneidet sich mit dem DiskE des BMJV zum Thema

Geplante Änderungen (Auszug)



• § 21 Abs. 5  WEG wird wie folgt ergänzt:

• „7. die Duldung aller Maßnahmen, die zugunsten 
eines Wohnungseigentümers zur Errichtung oder 
Nutzung einer Lademöglichkeit für elektrisch 
betriebene Fahrzeuge im Sinne des § 2 Nr. 1 des 
Elektromobilitätsgesetzes vom 5. Juni 2015 (BGBl. I 
S. 898) in der jeweils geltenden Fassung auf einer in 
dessen Sondereigentum stehenden oder dessen 
Sondernutzungsrecht unterfallenden Stellfläche 
erforderlich sind.“

• Das ist letztlich eine Reaktion auf LG München I v. 
02.02.2016 – 36 S 2041/15 WEG u.a.

Geplante Änderungen (Auszug)



• Daran anschließend wird § 21 Abs. 6 WEG wie folgt geändert:
• aa) Die Angabe „Nr. 6“ wird durch die Wörter „Nummer 6 oder 7“ 

ersetzt.
• bb) Die folgenden Sätze werden angefügt:
• „Er ist darüber hinaus verpflichtet, der Wohnungseigentümer-

gemeinschaft die Kosten der Maßnahme und die notwendigen 
Folgekosten zu erstatten und sich anteilig an Kosten zu beteiligen, 
die einem anderen Wohnungseigentümer entstanden sind oder 
entstehen, weil eine Maßnahme nach Absatz 5 Nummer 7 
zusätzliche Aufwendungen zur Gewährleistung der Nutzbarkeit der 
vorhandenen Elektrizitätsanlage erfordert hat oder erfordert. 

• Die Wohnungseigentümer können mit Stimmenmehrheit eine von 
Satz 2 abweichende Regelung beschließen, wenn der abweichende 
Maßstab dem Gebrauch oder der Möglichkeit des Gebrauchs durch 
die betreffenden Wohnungseigentümer Rechnung trägt.“

Geplante Änderungen (Auszug)



• § 22 WEG wird wie folgt geändert:
• a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
• „(1) Bauliche Veränderungen und Aufwendungen, die 

über die ordnungsgemäße Instandhaltung oder 
Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums 
hinausgehen, können durch die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer mit einer Mehrheit von drei 
Viertel aller stimmberechtigten Wohnungseigentümer 
im Sinne des § 25 Abs. 2, deren Rechte durch die 
Maßnahme über das in § 14 Nr. 1 bestimmte Maß 
hinaus beeinträchtigt werden, und mehr als der Hälfte 
aller Miteigentumsanteile beschlossen und 
durchgeführt werden.

Geplante Änderungen



• § 25 Abs. 3  WEG wird wie folgt gefasst:
• „(3) Jede Versammlung ist unabhängig von der Zahl der 

erschienenen stimmberechtigten Wohnungseigentümer und 
der Höhe der durch sie vertretenen Miteigentumsanteile 
beschlussfähig, soweit hierauf bei der Einberufung 
hingewiesen wurde. 

• Anderenfalls ist die Versammlung nur beschlussfähig, wenn 
die erschienenen stimmberechtigten Wohnungseigentümer 
mehr als die Hälfte der Miteigentumsanteile, berechnet nach 
der im Grundbuch eingetragenen Größe dieser Anteile, 
vertreten.“

• Absatz 4 wird aufgehoben. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 
4.

Geplante Änderungen (Auszug)



• § 26 Abs. 1 WEG wird folgender Satz 
angefügt:

• „Bestellt das Gericht in einem Rechtsstreit 
nach §§ 43, 21 Abs. 8 einen Verwalter, kann 
es nach billigem Ermessen einen Zeitraum 
festlegen, während dessen der Verwalter 
nicht von der Eigentümergemeinschaft 
abberufen werden kann, sofern nicht ein 
wichtiger Grund für die Abberufung des 
Verwalters vorliegt.“

Geplante Änderungen (Auszug)



• § 29 WEG wird wie folgt gefasst:

• „§ 29 - Verwaltungsbeirat

• (1) In Gemeinschaften mit 20 oder mehr 
Eigentümern soll durch Stimmenmehrheit der 
Wohnungseigentümer ein Verwaltungsbeirat 
bestellt werden.

• Der Verwaltungsbeirat besteht aus einem 
Wohnungseigentümer als Vorsitzenden und 
mindestens zwei weiteren Wohnungseigentümern 
als Beisitzern, von denen einer zugleich 
stellvertretender Vorsitzender ist.  (…)

Geplante Änderungen (Auszug)





Der Schatten der Meinungsfreiheit







Typische „Baustellen“

 Eigentümerversammlung (Beschlussfähigkeit, virtuelle EV, 
Umlaufbeschluss)

 Verwaltungsbeirat 
 Bauliche Maßnahmen einschließlich Kostentragung
 Begründung der Gemeinschaft (werdende WEG, 1-Mann-WEG)
 Vermietetes Sondereigentum – Harmonisierung Mietrecht und WEG 

(„Gutachten Häublein“, vor allem auch Abrechnung)
 Jahresabrechnung (Wer blickt noch durch?)
 Mehrhausanlagen – Untergemeinschaften
 Sondernutzungsrechte/Erweiterung Sondereigentumsfähigkeit
 WEG-Verfahrensvorschriften (Verbandsprozess?)
 Kompetenzen des Verbands („Binnenverwaltung“)
 Stärkung des Verwalters (Abstimmung zu BGH v. 08.06.2018 - V ZR 

125/17??
 Grundbuchbezogene Fragen und § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG (§ 147 ZVG 

bei werdender WEG?)
 „Schrott-Objekte“ quo vadis?



https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=imgres&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjP5tHDxvHfAhUPjqQKHfuUB7kQjRx6BAgBEAU&url=https://www.keepcalm-o-matic.co.uk/p/keep-calm-and-don-t-think-about-ungelegte-eier/&psig=AOvVaw0PZRRWFTRNXPu8-dxpTeg8&ust=1547702305249443


Un dann 

jommer

no´h m

Räschtsanwalt?

RiOLG Wolfgang Dötsch



Gesetztext

§ 27 Abs. 2 Nr. 4 WEG:

„Der Verwalter ist berechtigt, im Namen aller 

Wohnungseigentümer und mit Wirkung für und gegen sie … mit 

einem Rechtsanwalt wegen eines Rechtsstreits gemäß § 43 Nr. 1, 

Nr. 4 oder Nr. 5 zu vereinbaren, dass sich die Gebühren nach 

einem höheren als dem gesetzlichen Streitwert, höchstens nach 

einem gemäß § 49a Abs. 1 Satz 1 des Gerichtskostengesetzes 

bestimmten Streitwert bemessen.“



Problem

• Das erfasst nur eine Streitwertvereinbarung (= im übrigen bleibt es bei der 
streitwertabhängigen Abrechnung nach RVG = Rechtsanwaltsvergütungsgesetz)

• Gesetzesbegründung meint: „Im Fall der Klage eines einzelnen 
Wohnungseigentümers gegen die übrigen Wohnungseigentümer wird es für diese 
nicht immer einfach sein, einen Rechtsanwalt zu finden, der für den möglicherweise 
niedrigen Streitwert zur Übernahme des Mandats bereit ist. […] Deshalb muss es 
möglich sein, dass der Verwalter einen Rechtsanwalt beauftragen und mit ihm eine 
insbesondere dem gesteigerten Haftungsrisiko angemessene 
Vergütungsvereinbarung treffen kann.“ (BT-Drs. 16/88777)

• Problem: Solche Kosten sind dann aber nicht „erforderlich“ i.S.d. § 91 ZPO, d.h. 
selbst bei einem Obsiegen sind sie zu tragen als Verwaltungskosten (§ 16 Abs. 8 
WEG) – es droht u.U. der Unmut der Wohnungseigentümer im Innenverhältnis!

• Abhilfe über § 21 Abs. 7 WEG als „besonderer Verwaltungsaufwand“ 
möglich zu Lasten der unterliegenden Partei? (h.M., vgl. Bärmann/Merle, 
WEG, 14. Aufl. 2018, § 21 Rn. 190; Abramenko, ZWE 2012, 386, 391 f.; BeckOKGK-
WEG/Greiner, § 27 Rn. 82), dann wäre auch Dauerbeschluss möglich, wenn man es 
bestimmt genug fassen kann etwa durch Anlehnung an gerichtliche 
Kostenentscheidung (Problem: Rückwirkungsverbot wie bei § 16 Abs. 3 WEG?)



Beispiel

In einer großen WEG wird eine Sanierungsmaßnahme mit Kosten i.H.v

100.000 EUR beschlossen. Der Beschluss wird von einem Miteigentümer, 

auf den anteilige Kosten i.H.v 1.000 EUR entfallen, angefochten. Im 

Ausgangspunkt beträgt der Streitwert der Beschlussanfechtungsklage 

wegen § 49a GKG dann 50.000 EUR (= „50 Prozent des Interesses der 

Parteien und aller Beigeladenen“), aufgrund der dortigen „Deckelung“ 

auf das fünffache Klägerinteresse im Ergebnis aber hier tatsächlich „nur“ 

5.000 EUR. 

Der Verwalter kann ohne vorherigen Beschluss der Gemeinschaft mit dem 

von ihm für die Beklagten beauftragten Rechtsanwalt eine 

Vergütungsvereinbarung nach dem hälftigen Gesamtinteresse (ohne 

„Deckelung“ auf das Klägerinteresse) abschließen, konkret also einen 

Streitwert von 50.000 EUR vereinbaren. 



Gesetzeswortlaut zu weit

§ 43 Nr. 1 (Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten der 
Wohnungseigentümer untereinander):
o Streiten nur einzelne Wohnungseigentümer untereinander, hat Verwalter weder 

Pflicht noch Recht zur Vertretung einer Partei und zur Beauftragung eines 
Rechtsanwalts, also ohnehin keine Streitwertvereinbarung möglich. 

o Allenfalls bei § 10 Abs. 6 S. 3 WEG (z.B. Vergemeinschaftung von 
Rückbauansprüchen) denkbar, weil dann WEG = Klägerin, aber nicht § 27 Abs. 2 
WEG, sondern § 27 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 WEG und dort regelmäßig sinnlos, weil 
Streitwert dort ohnehin nicht gemindert wird nach § 49a GKG (im Detail 
BeckOGK/Greiner, § 27 Rn. 102 f.).

§ 43 Nr. 4 (Beschlussanfechtungsverfahren): typischer Fall

§ 43 Nr. 5 (Klagen Dritter)
o Bei Klage gegen WEG: § 27 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 WEG und – siehe oben – zumeist 

Streitwertvereinbarung sinnlos
o Bei Klage gegen einzelne Eigentümer ist Verwalter nicht berechtigt zur 

Mandatierung, also auch keine Streitwertvereinbarung
o Bei Klagen gegen alle Wohnungseigentümer denkbar, aber selten (auch wegen § 10 

Abs. 6 S. 3 WEG)



Gesetzeswortlaut II

§ 27 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 WEG:

„Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der 

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und mit 

Wirkung für und gegen sie … mit einem Rechtsanwalt 

wegen eines Rechtsstreits gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 

eine Vergütung gemäß Absatz § 27 Absatz 2 Nr. 4 zu 

vereinbaren…



Honorarvereinbarung nach RVG?

Frage: Kann WEG bei Beschlussfassung über Ermächtigung 

des Verwalters zur RA-Beauftragung (§ 27 Abs. 3 S. 1 Nr. 7 

WEG) auch eine – nach RVG zulässige –

Honorarvereinbarung (insbesondere Stundensatz) 

beschließen? 

• Beschlusskompetenz (+), also nicht nichtig - Problem:

Ordnungsgemäßheit (= Anfechtbarkeit)?



Honorarvereinbarung nach RVG?

AG Berlin-Charlottenburg v. 03.05.2018 – 72 C 15/18, ZMR 2018, 873: „Grundsätzlich ist das weite 

Ermessen der Gemeinschaft zu berücksichtigen, die sich nach Auffassung des Gerichts nicht nur - nach 

dem Grundsatz „bewährt und gut“ - auf die Auswahl des Auftragnehmers, sondern zumindest in 

gewissen Grenzen auch auf die Kostenhöhe bezieht. Es steht der Gemeinschaft frei, einen für gut 

befundenen Dienstleister zu beauftragen, auch wenn dies zu einer höheren finanziellen Belastung führt 

als die Beauftragung eines Konkurrenten. Dies hat allerdings seine Grenzen. Das 

Wirtschaftlichkeitspostulat ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen. Dass die Grenzen der 

Wirtschaftlichkeit in diesem Fall - etwa im Vergleich zur Abrechnung nach dem RVG - überschritten 

wurden, kann hier nicht erkannt werden. Zum einen ist eine Abrechnung auf Stundenbasis nicht unüblich, 

gerade in der Materie des WEG durchaus üblich. Dass die Stundenzahl nicht von vornherein feststeht, 

liegt dabei auf der Hand. Zum anderen kann - unter Berücksichtigung auch des zu erwartenden 

Streitwertes im konkreten Fall - nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass die Abrechnung 

auf Stundenbasis die nach RVG übersteigt. Eine Kostenbegrenzung kann bei Beauftragung eines 

Dienstleisters auf Stundenbasis - was durchaus üblich ist - regelmäßig nicht vorgenommen werden. 

Allenfalls kann eine grobe Abschätzung erfolgen. Nach Auffassung des Gerichts rechtfertigt dies aber 

noch nicht die zwingende Aufnahme einer Kostenobergrenze. Dies umso mehr nicht, wenn man 

berücksichtigt, dass der Auftragnehmer Organ der Rechtspflege ist und nicht unterstellt werden kann, 

dass er fehlerhafte Abrechnungen erstellt bzw. den Auftrag zögerlich ausführt. Zudem ist diesbezüglich 

ohnehin die Kündigung des Anwaltsvertrages bzw. die Kürzung der Anwaltsvergütung möglich. Der 

Auftragsgegenstand ist hinreichend umgrenzt. Ein Vergleich mit den Kosten der Beauftragung etwaiger 

anderer Rechtsanwälte ist hinsichtlich des Stundensatzes möglich. Aber auch hier ist das weite Ermessen 

der Gemeinschaft zu berücksichtigen, einen bewährten Dienstleister (Rechtsanwalt) erneut zu 

beauftragen. Eine die Ungültigkeit begründende Intransparenz liegt daher nach Ansicht des Gerichts 

nicht vor.“



Stundensatz II

LG München I v. 12.07.2017 – 1 S 15243/16 WEG, ZWE 2017, 416 (ähnlich jetzt AG München v. 

30.08.2018 – 484 C 22173/17, ZMR 2018, 1034): „Will der Verwalter eine über § 27 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 WEG 

i. V. mit § 27 Abs. 2 Nr. 4 WEG hinausgehende Vergütungsvereinbarung treffen, insbesondere ein Stundenhonorar 

vereinbaren, bedarf es hierfür einer ausdrücklichen Ermächtigung durch Vereinbarung oder Beschluss. Soweit ein 

Beschluss zu solchen Vergütungsvereinbarungen ermächtigt, entspricht er nur bei Vorliegen „besonderer Gründe“ 

ordnungsgemäßer Verwaltung.

Zwar dürfen für das Vorliegen solcher besonderen Gründe nicht zu hohe Anforderungen gestellt werden. Vielmehr 

können sich solche aus der besonderen fachlichen Qualifikation eines Rechtsanwaltes, des besonderen 

Vertrauensverhältnisses der Eigentümer zu ihm, vor allem aufgrund zuvor erfolgter Beauftragungen und auch aus 

einer bereits erfolgten Beauftragung in selbiger Sache ergeben… Der vorliegende Beschluss lässt aber solche 

besonderen Gründe gerade nicht erkennen. Insbesondere lässt sich dem für die Beschlussauslegung allein 

maßgeblichen Wortlaut … nicht entnehmen, dass sich die Ermächtigung der Verwaltung nur auf eine 

Beauftragung der Rechtsanwälte XZZ beziehen sollte. Vielmehr heißt es im Beschluss lediglich, dass der Verwalter 

beauftragt und ermächtigt wird, einer Rechtsanwaltskanzlei (Prozess-) Vollmacht zu erteilen und mit dieser eine 

Vergütungsvereinbarung abzuschließen. Wenn die Eigentümer jedoch gerade die Rechtsanwälte XYZ hätten 

beauftragen wollen, so hätte es nahegelegen, diese im Beschluss ausdrücklich zu benennen, zumal Rechtsanwalt … 

von der Kanzlei in der Versammlung …. anwesend war und die Eigentümer dort auch beraten hat. Wenn dennoch 

in dem Beschluss lediglich von „einer Rechtsanwaltskanzlei“ die Rede ist, so spricht dies eher dafür, dass die 

Eigentümer der Verwaltung die Möglichkeit offenhalten wollten, auch eine andere Kanzlei zu beauftragen. Die 

Delegation der Auswahl eines Rechtsanwaltes in Verbindung mit der Ermächtigung zur Vereinbarung eines 

Stundenhonorars von € 260 netto, bei gerichtlichen Auseinandersetzungen jedoch mindestens der Vergütung nach 

den Vorschriften des RVG, kann aber nicht mehr als ordnungsgemäßer Verwaltung entsprechend angesehen 

werden. Denn ein besonderer Grund dafür, dass die Verwaltung letztlich mit einem beliebigen Rechtsanwalt ein u. U. 

erheblich über der gesetzlichen Mindestvergütung liegendes Stundenhonorar vereinbaren darf, ist nicht 

erkennbar…“



Stundensatz III

• Zur Begründung verweist das LG München I auf Bärmann/Becker, WEG, 

14. Aufl. 2018, § 21 Rn. 250, der wiederum auf Abramenko, ZWE 

2009, 154, 158 verweist, wo es heißt: „Der Einwand, die 

Rechtsverfolgung sei kostengünstiger möglich gewesen, wird 

grundsätzlich beachtlich sein. Denn die Gemeinschaft bewegt sich beim 

Abschluss von Vergütungsvereinbarungen nach § 27 Abs. 3 S. 1 Nr. 7 

WEG gerade nicht mehr in dem vom Gesetzgeber durch § 27 Abs. 2 Nr. 

4, Abs. 3 S. 1 Nr. 6 WEG gezogenen Rahmen.“ 

• Das ist aber so nicht schlüssig, denn aus dem (beschränkten) Umfang der 

dem Verwalter eingeräumten gesetzlichen Kompetenzen lässt sich 

gerade nicht schließen, in welchem Umfang die Eigentümer den 

Verwalter darüber hinaus bevollmächtigen können; die gesetzlichen 

Kompetenzen ziehen hierfür keinen „Rahmen“, es gibt vielmehr keinerlei 

direkten Zusammenhang (zu Recht kritisch BeckOGKG/Greiner, § 27 Rn. 

85.1). Richtig ist vielmehr, dass die Gemeinschaft bei der Beurteilung 

dessen, was ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht, Ermessens-

/Beurteilungsspielraum hat.



Stundensatz IV

• Braucht man dann „Kostendeckelung“ (= Obergrenze) – so für Baubetreuung etwa AG 

München v. 31.08.2016 – 481 C 6343/16 WEG, IMR 2016, 522) 

• Wohl (-), vgl. LG München I v. 12.07.2017 – 1 S 15243/16 WEG, ZWE 2017, 416 (dem 

folgend auch AG München v. 30.08.2018 – 484 C 22173/17, ZMR 2018, 1034): „Soweit die 

Klagepartei darüber hinaus eingewandt hat, der angegriffene Beschluss entspreche auch deshalb 

nicht ordnungsgemäßer Verwaltung, weil er neben dem Stundenhonorar nicht auch die mit der 

Beauftragung des Rechtsanwalts verbundene Maximalkostenbelastung der Eigentümer benenne 

und keine Finanzierungsregelung bezüglich der zu erwartenden Kosten der Rechtsverfolgung 

enthalte, kam es darauf letztlich nicht mehr an. Nach Auffassung der Kammer dürfte allerdings 

die Angabe der Maximalkostenbelastung nicht erforderlich sein. Sie wäre auch gar nicht möglich, 

da der Umfang der Tätigkeit des Rechtsanwaltes und damit die Höhe des zu erwartenden 

Honorars von vielen verschiedenen Umständen abhängt, beispielsweise dem Verhalten des 

Anspruchsgegners und der rechtlichen Einschätzung durch die Gerichte, und sich daher im 

Vorhinein nicht abschätzen lässt. Auch bei der Beauftragung von Instandhaltungs- und 

Instandsetzungsmaßnahmen wird im Übrigen die Benennung der Maximalkosten regelmäßig nicht 

verlangt. Gleichfalls bedarf es grundsätzlich auch keiner Finanzierungsregelung in einem 

Beschluss, sofern nicht von vornherein absehbar ist, dass die Kosten aus den laufenden Mitteln 

nicht bestritten werden können. Dass letzteres hier der Fall wäre, ist weder dargetan noch sonst 

ersichtlich. Allein die von Klägerseite genannte Höhe der zu erwartenden Kosten von € 10.000,00 

reicht hierfür nicht aus. Es müsste vielmehr auch dargelegt werden, wie hoch die laufenden Mittel, 

also die zu erwartenden Einnahmen der WEG nach dem Wirtschaftsplan sind und dass diese zur 

Bestreitung der Kosten neben den sonstigen zu erwartenden Kosten nicht ausreichen.“



Stundensatz V

• Aber: Vorsicht bei Festlegung des Auftrages - LG München I v. 

15.03.2017 – 1 S 10106/16 WEG, ZWE 2017, 325: „Die allgemeine 

Beauftragung eines Rechtsanwaltes mit der Beratung und Vertretung der 

WEG außerhalb gerichtlicher Verfahren unter einer bestimmten 

Haftungsbegrenzungsvereinbarung - ohne näher einzugrenzen, auf 

welche rechtlichen Fragen, Problembereiche und Zielsetzungen sich die 

Beratungstätigkeit beziehen soll - entspricht insbesondere in Verbindung 

mit der Vereinbarung eines Stundenhonorars und somit der Höhe nach 

nicht absehbarer Kosten für die Eigentümer nicht ordnungsgemäßer 

Verwaltung. (dort zudem Gefahr einen Interessenkollision nach § 43a 

Abs. 4 BRAO, § 356 StGB)

• Problem: Eine etwa beschlossene Kostendeckelung ist „verbindlich“ und 

Verwalter muss sich dann daran halten und ggf. sonst einen „Nachtrag“ 

auf (außerordentlicher) EV beschließen lassen (AG München v. 

11.04.2014 – 481 C 31813/13 WEG, IMR 2014, 299 –

Schadensersatzhaftung des Verwalters auf Mehrbetrag, kein Einwand 

von Sowieso-Kosten wegen denkbarer Alternativen)



Stundensatz VI

„Kotzproblem Vergleichsangebote“?

• sicherheitshalber auch hier (so jetzt auch AG München v. 30.08.2018 – 484 C 

22173/17, ZMR 2018, 1034. AA AG Berlin Charlottenburg a.a.O., wonach die 

Vorbereitung der EV (auch?) Aufgabe der einzelnen Wohnungseigentümer sei, die sie 

aus eigener Initiative wahrnehmen können. Habe ein Wohnungseigentümer selbst 

nichts in dieser Richtung unternommen, so bestehe kein gerechtfertigter Anlass, wenn 

er dies der Mehrheit, die sich für die Wahl eines bestimmten Bewerbers entschieden 

hat, als Mangel ordnungsgemäßer Verwaltung vorwerfe (eher abwegig!)

• ggf. reicht „Gebührenrahmen“ dreier Kollegen

• sicherheitshalber Zuleitung mit Angaben zur Qualifikation (streitig) 

• sicherheitshalber wohl auch grobe „Vergleichsrechnung“ nach RVG als Information 

der Wohnungseigentümer (macht RA)

• sicherheitshalber grobe Protokollierung der Erwägungen in der Niederschrift (wenn 

auch nicht so relevant wie bei BGH 25.09.2015 - V ZR 244/14, NZM 2015, 821 zur 

Kreditaufnahme)

• „bekannt und bewährt“ ist aber Argument (LG München I a.a.O, AG Berlin-

Charlottenburg a.a.O) 


